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Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Sonstige Angelegenheiten
Abteilung 2
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Zuschlag für Berufssachverständigen
Leitsätze -
Normenkette § 3 Abs. 3 ZSEG

1. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 SF 1039/05
Datum 04.04.2006

3. Instanz

Datum -

Die EntschÃ¤digung der Antragstellerin wird auf 1.484,70 EUR festgesetzt. Der
weitergehende Antrag wird zurÃ¼ckgewiesen.

GrÃ¼nde:

Die KlÃ¤gerin, Internistin/Kardiologin, erstattete in dem Rechtsstreit L 16 RA 52/00
das Gut-achten vom 01. April 2004, fÃ¼r das sie insgesamt eine EntschÃ¤digung in
HÃ¶he von 1.288,86 EUR geltend machte. Darin enthalten waren eine
EntschÃ¤digung fÃ¼r 20 Stunden je 38,00 EUR sowie umfangreiche technische,
nach der GebÃ¼hrenordnung fÃ¼r Ã�rzte (GOÃ�) abgerechnete Untersuchungen
und sonstige Nebenkosten. Die Festsetzungsstelle des Landessozialgerichts Berlin
erkannte die Stundenzahl und den Stundensatz an und gewÃ¤hrte unter teilweiser
KÃ¼rzung eine EntschÃ¤digung von 1.264,30 EUR.

Mit Schreiben vom 07. Juni 2004 teilte die KlÃ¤gerin in mehreren Verfahren mit, sie
habe erst jetzt erfahren, dass dem SachverstÃ¤ndigen, der hauptberuflich
Gutachten erstatte, ein Zuschlag gewÃ¤hrt werden kÃ¶nne. Diesen Zuschlag
beantrage sie nunmehr in HÃ¶he von 25 %.
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Die Festsetzungsstelle lehnte dies zunÃ¤chst mit der BegrÃ¼ndung ab, die
vorgelegten Unterlagen reichten fÃ¼r den Nachweis der gesetzlichen
Voraussetzungen (Erzielung von rund 70 % der EinkÃ¼nfte aus einer
SachverstÃ¤ndigen-TÃ¤tigkeit) nicht aus.

Die Antragstellerin legte dann eine weitere Bescheinigung ihres Steuerberaters vom
14. November 2005 vor, nach der sie in den Jahren 2002 bis 2004 mindestens 70 %
ihrer EinkÃ¼nfte aus einer SachverstÃ¤ndigen-TÃ¤tigkeit erzielt habe. Eine weitere
Bescheinigung einer anderen Steuerberatungsgesellschaft vom 22. November 2004
bestÃ¤tigt, dass die Antragstellerin seit 2002 nur noch selbstÃ¤ndige EinkÃ¼nfte
aus GutachtertÃ¤tigkeit erzielt habe. Weiterhin wurde eine Gewinnermittlung vom
01. Januar bis 31. Dezember 2002 vorgelegt.

Der Antragsgegner hat daraufhin die gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r die
GewÃ¤hrung des Zuschlages als erfÃ¼llt angesehen und beantragt, diesen auf 25
% festzusetzen. Die Antragstellerin begehrt nunmehr einen solchen von 50 %.

Der nach Â§ 16 Abs. 1 des hier noch maÃ�gebenden Zeugen- und
SachverstÃ¤ndigenent-schÃ¤digungsgesetzes (ZSEG) zulÃ¤ssige Antrag auf
gerichtliche Entscheidung ist teilweise begrÃ¼ndet. Gegenstand des Verfahrens ist
nur noch der Anspruch der Antragstellerin auf GewÃ¤hrung eines Zuschlages nach
Â§ 3 Abs. 3 b 2. Alternative ZSEG, weil sie die Ã¼brigen Festsetzungen der
Festsetzungsstelle nicht angefochten hat. Diese sind auch zutreffend. Nach der
gesetzlichen Regelung kann die nach Abs. 2 zu gewÃ¤hrende EntschÃ¤digung nach
billigem Ermessen bis zu 50 % Ã¼berschritten werden, wenn der Betreffende seine
BerufseinkÃ¼nfte im Wesentlichen als gerichtlicher oder auÃ�ergerichtlicher
SachverstÃ¤ndiger erzielt. Dieser Sachverhalt liegt bei der Antragstellerin vor. Sie
hat durch die nunmehr vorgelegten Bescheinigungen ihrer Steuerberater und die
Zusammenstellung der Gewinnermittlung nachgewiesen, dass die genannten
gesetzlichen Voraussetzungen erfÃ¼llt sind.

Der Antragstellerin steht danach eine erhÃ¶hte EntschÃ¤digung nach der 2.
Alternative a. a. O. zu, ohne dass es auf den nur fÃ¼r die 1. Alternative geforderten
Eintritt eines nicht zumutbaren Einkommensverlustes ankommt. Dies ergibt sich aus
Â§ 3 Abs. 3 b ZSEG in der ab 01. Oktober 1969 geltenden Fassung. Im Gegensatz zu
der frÃ¼heren Regelung nennt die 2. Alternative den nicht zumutbaren
Erwerbsverlust nicht mehr als Voraussetzung fÃ¼r die GewÃ¤hrung des Zuschlages.
Dieser ist den BerufssachverstÃ¤ndigen ohne RÃ¼cksicht auf die Dauer oder
HÃ¤ufigkeit ihrer Heranziehung und eines Erwerbsverlustes zu gewÃ¤hren (vgl. OLG
Hamm NJW 1972, 1533, 1534). Die erhÃ¶hte EntschÃ¤digung kann nach billigem
Ermessen dann eher gewÃ¤hrt und hÃ¶her bemessen werden, wenn im Einzelfall
erhebliche Erwerbsverluste des SachverstÃ¤ndigen festgestellt werden kÃ¶nnen.
MaÃ�gebend ist dafÃ¼r auch, in welchem VerhÃ¤ltnis die TÃ¤tigkeit des
BerufssachverstÃ¤ndigen fÃ¼r Gerichte und Staatsanwaltschaften zu den sonstigen
TÃ¤tigkeiten des SachverstÃ¤ndigen steht. Je geringer der Anteil seiner Gutachten
fÃ¼r sonstige Auftraggeber ist, umso hÃ¶her wird der Prozentsatz des Zuschlages
zu bemessen sein (vgl. Meyer-HÃ¶ver-Bach, ZSEG, 22. Auflage 2002, Â§ 3
Randziffer 46.8).
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Die Antragstellerin hat auf einen entsprechenden Hinweis des Antragsgegners
mitgeteilt: "GutachtertÃ¤tigkeit fÃ¼r Gerichte und Staatsanwaltschaften trifft auf
mich nicht zu". Dies rechtfertigt es, den Zuschlag, wie von der Antragstellerin
ursprÃ¼nglich beantragt, auf 25 % des Honorars (hier von 760,00 EUR)
festzusetzen.

Die EntschÃ¤digung erhÃ¶ht sich danach, wie von dem Antragsgegner errechnet,
um 190,00 EUR zuzÃ¼glich 16 % Umsatzsteuer (30,40 EUR), insgesamt 220,40
EUR, so dass die EntschÃ¤digung auf 1.484,70 EUR festzusetzen war.

Diese Entscheidung ist gebÃ¼hrenfrei und nicht anfechtbar (Â§ 16 Abs. 2 Satz 4
ZSEG).

Erstellt am: 18.07.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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